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A. Bericht des Abgeordneten Schulhoff 


Der Bundestag hat den Gesetzentwurf in der 38. i 
Vollversammlung am 4. Mai 1966 an den Finanzaus- ' 
schuß federführend und an den Ausschuß für Kom- ; 
munalpolitik, Raumordnung, Städtebau und Woh- ! 
nungswesen sowie an den Innenausschuß mitberatend i 
überwiesen. Der Innenausschuß hat den Entwurf in 
seiner Sitzung am 15. Juni 1966 und der Ausschuß : 
für Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau und ! 
Wohnungswesen in seiner Sitzung am 22. Juni 1966 ; 
behandelt. Der Finanzausschuß hat die Vorlage am | 
16. September 1966 beraten. : 

Der Finanzausschuß begrüßt die Absicht der Bun- i 
desregierung, mit dem vorliegenden Gesetzentwurf | 
für einen unbefristeten Zeitraum die Rechtsgrund- ' 
läge für die Steuerstatistiken (mit Ausnahme der i 
durch besondere Rechtsgrundlagen bereits langfri- | 
stig geregelten Verbrauchsteuerstatistiken) zu schaf- i 
fen. Er schlägt dem Plenum einstimmig vor, den Ge- ; 
setzentwurf mit folgenden Änderungen anzunehmen: j 

1. In § 2 Nr. 5 des Gesetzentwurfs sind die Worte i 
„alle 4 Jahre, erstmalig für das Jahr 1966" zu i 
ersetzen durch die Worte „für die Jahre 1966 j 
und 1970". I 

Dieser Änderungsvorschlag stellt eine Kompro- i 
mißlösung dar zwischen der ursprünglichen Re- ] 
gierungsvorlage, nach der die Gewerbesteuer- j 
Statistik einschließlich der Lohnsummensteuer- | 
Statistik alle 4 Jahre, erstmalig für das Jahr 1966, ; 
durchgeführt werden sollte und der Auffassung i 
des Bundesrates, nach der zunächst eine einma- ! 


lige Gewerbesteuerstatistik (für das Jahr 1966) 
ausreiche. Der Finanzausschuß ist — wie der mit- 
beratende Ausschuß für Kommunalpolitik, Raum- 
ordnung, Städtebau und Wohnungswesen und 
der Innenausschuß — der Ansicht, daß eine perio- 
dische Wiederholung der Gewerbesteuerstatistik 
an sich notwendig ist. Mit Rücksicht auf die even- 
tu(üle Neuregelung der Gewerbesteuer durch die 
Finanzreform erscheint es jedoch vertretbar, die 
Durchführung der Gewerbesteuerstatistik zu- 
nächst nur für 1966 und 1970 anzuordnen. 

2. In § 2 Nr. 6 ist die Jahreszahl „1971" umzuän- 
dern in die Jahreszahl „1972". Da in einigen 
Bundesländern infolge technischer Schwierigkei- 
ten die Erbschaftsleuerstatistik erst ab 1. Januar 
1967 eingeleitet werden kann und da nach dem 
Wortlaut des Gesetzentwurfs die Erbschaftsteuer- 
statistik alle 6 Jahre zugleich für die vorher- 
gehenden 5 Jahre durchgeführt werden soll, muß 
die Jahreszahl 1971 durch die Jahreszahl 1972 er- 
setzt werden. 

3. Schließlich greift der Ausschuß entsprechend der 
Stellungnahme der Bundesregierung den Vor- 
schlag des Bundesrates auf, § 2 dahin gehend zu 
ergänzen, daß die Statistiken auch repräsentativ 
erhoben werden können, wenn dies für die Ge- 
winnung der benötigten Ergebnisse ausreicht. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich, den Ge- 
setzentwurf mit den vom Finanzausschuß vorge- 
schlagenen Änderungen anzunehnien. 


Bonn, den 22. September 1966 


Schulhoff 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/519 - — in der 

aus der anliegenden Zusammenstellung ersieht- ! 
liehen Fassung anzunehmen, ' 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, zur 
Beschleunigung, Verbilligung und Verbesserung i 
der Steuerstatistiken sollten soweit wie mög- j 
lieh alle statistisch zu erfassenden Werte durch j 
maschinelle Veranlagung bzw. Feststellung bei j 
den Finanzämtern gewonnen werden. Das er- i 
fordert den Einsatz moderner elektronischer Da- ' 
tenverarbeitungsanlagen für die Bearbeitung ■ 
aller veranlagten Steuern, für den Lohnsteuer- i 
jahresausgleich und für die Einheitsbewertung, j 
Der Deutsche Bundestag erblickt darin zugleich ; 
ein Mittel, die Steuerfestsetzung im Interesse ; 
von Staatsbürger und Verwaltung zu beschleu- : 


nigen und wirtschaftlicher zu gestalten, insbe- 
sondere wenn die Festsetzung aller Steuern mit 
der Abrechnung maschinell verbunden wird. 

Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundesre- 
gierung, zur schnellstmöglichen Erreichung die- 
ses Rationalisierungseffekts beizutragen. Anzu- 
streben ist bundeseinheitlich eine umfassende 
maschinelle Steuerfestsetzung und -erhebung in 
den Steuerverwaltungen der Bundesländer. Die 
Bundesregierung wird daher ersucht, die Be- 
mühungen, dieses Ziel zu erreichen — insbeson- 
dere in denjenigen Ländern, deren Steuerver- 
waltungen noch keine oder für die gestellten 
Aufgaben unzureichende elektronische Daten- 
verarbeitungsanlagen zur Verfügung stehen — 
zu fördern. Der Deutsche Bundestag bittet, ihm 
laufend über den Fortgang der Mechanisierung 
Bericht zu erstatten, erstmalig zum 31. Dezember 
1966. 


Bonn, den 22. September 1966 


Der Finanzausschuß 


Dr, Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Schulhoff 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Steuerstatistiken 


— Drucksache V/519 — 


mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über Steuerstatistiken 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden Bun- 
desstatistiken durchgeführt über 

1. die Umsatzsteuer, 

2. die Lohnsteuer, 

3. die veranlagte Einkommensteuer, 

4. die veranlagte Körperschaflsteuer, 

5. die Einheitswerte, 

6. die Vermögensteuer, 

7. die Gewerbesteuer vom Ertrag und Kapital, 
die Zerlegungsanteile sowie die Lohnsummen- 
steuer, 

8. die Erbschaftsteuer. 


§ 2 

Es werden durchgeführt 

1. die Umsatzsteuerstatistik (§ 1 Nr. 1) jedes 
zweite Kalenderjahr, erstmalig für das Jahr 
1966, 

2. die Statistiken der Steuern vom Einkommen 
(§ 1 Nr. 2 bis 4) alle drei Jahre, erstmalig für 
das Jahr 1965, 

3. die Statistik der Einheitswerte (§ 1 Nr. 5) in 
Verbindung mit der Hauptfeststellung der Ein- 
heitswerte nach dem Stand am jeweiligen 
Hauptfeststellungszeitpunkt (§ 21 BewG), 

4. die Vermögensteuerstatistik (§ 1 Nr. 6) in Ver- 
bindung mit der Hauptveranlagung der Ver- 
mögensteuer nach dem Stand am Hauptveran- 
lagungszeitpunkt (§12 VStG), 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über Steuerstatistiken 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

( 1 ) Es werden durchgeführt 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 
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Entwurf 

5. die Gewerbesteuerstatistik einschließlich der 
Lohnsummensteuerstatistik (§ 1 Nr. 7) alle 
vier Jahre erstmalig für das Jahr 1966, 

6. die Erbschaftsteuerstatistik (§ 1 Nr. 8) alle 
sechs Jahre zugleich für die vorhergehenden 
fünf Jahre, erstmalig für das Jahr 1971. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

5. die Gewerbesteuerstatistik einschließlich 
der Lohnsummensteuerstatistik (§ 1 Nr. 7) 
für die Jahre 1966 und 1970, 

6. die Erbschaftsteuerstatistik (§ 1 Nr. 8) alle 
sechs Jahre zugleich für die vorhergehen- 
den fünf Jahre, erstmalig für das Jahr 1972. 

(2) Die Statistiken nach Absatz 1 sind repräsen- 
tativ zu erheben, soweit dies für die Gewinnung der 
benötigten Ergebnisse ausreicht. 


§ 3 


§ 3 


Es werden erfaßt unverändert 

1. für die Umsatzsteuerstatistik (§ 1 Nr. 1): An- 
gaben aus den Umsatzsteuerüberwachungsbo- 
gen und Steuerakten, 

2. für die Lohnsteuerstatistik (§ 1 Nr. 2): An- 
gaben aus den Lohnsteuerbelegen (Lohn- 
steuerkarten, Lohnsteuerüberweisungsblätter) 
und aus den Lohnsteuerunterlagen, 

3. für die Statistik der veranlagten Einkommen- 
und Körperschaftsteuer (§ 1 Nr. 3 und 4): An- 
gaben aus den Steuerbescheiden, Steuerakten 
und Steuererklärungen, 

4. für die Statistik der Einheitswerte (§ 1 Nr. 5): 

Angaben aus den Feststellungsbescheiden, 

Steuerakten und Steuererklärungen, 

5. für die Vermögensteuerstatistik (§ 1 Nr. 6): 

Angaben aus den Vermögensteuerbescheiden, 

Steuerakten und Steuererklärungen, 

6. für die Statistik der Gewerbesteuer vom Er- 
trag und Kapital und für die Statistik der Zer- 
legungsanteile (§ 1 Nr. 7); Angaben aus den 
Gewerbesteuermeßbescheiden, Zerlegungsbe- 
scheiden, Steuerakten und Steuererklärungen, 

7. für die Statistik der Lohnsummensteuer (§ 1 
Nr. 7): Angaben aus den Steuerakten, 

8. für die Erbschaftsteuerstatistik (§ 1 Nr. 8): 

Angaben aus den Erbschaftsteuerbescheiden 
und Steuerakten. 


§ 4 § 4 

Zur Gliederung nach Wirtschaftszweigen in den unverändert 

Steuerstatistiken ist für die in Frage kommenden 
Steuerpflichtigen eine Kerfnziffer festzusetzen; In- 
dustrie und Handwerk sind besonders zu kennzeich- 
nen. 


§ 5 


§ 5 


Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- unverändert 

tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundosrates die Durchführung von Steuerstatisti- 
ken, deren Ergebnisse nicht mehr benötigt werden, 
einzustellen, sowie zum Zwecke der Arbeitserleich- 
terung bei den Finanzämtern und Statistischen Lan- 
desämtern oder zur Verbesserung des Erkenntnis- 
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Entwurf Beseht üssedesl 4. Ausschusses 

wertes der Statistiken Abweichungen von dem in 
diesem Gesetz vorgesehenen Turnus der Steuersta- 
tistiken anzuordnen. Durch eine Änderung der Pe- 
riodizität darf die Zahl der Erhebungen auf die 
Dauer nicht erhöht werden. 


§ 6 § 6 

Die Vorschriften der §§22 und 412 der Reichsab- unverändert 

gabenordnung sind auf die Personen, die in statisti- 
schen Behörden mit der Durchführung der Steuer- 
statistiken betraut sind, entsprechend anzuwenden. 


§ 7 § 7 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten unverändert 

Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
überleitungsgesetzes. 


§ 8 


§ 8 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


unverändert 
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